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Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 944. Sitzung des Bun-

desrates am Freitag, 22. April 20161: 

 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 4/2016 (gemeinsame 
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
 
4. Entschließung des Bundesrates zum Verbot der ganzjährigen Anbindehaltung von Rindern 

 

Antrag des Landes Hessen 

Drucksache 548/15 

 

Fassen der Entschließung. 
 

 

5.  Entschließung des Bundesrates zur Kennzeichnung von Lebensmitteln, die Eibestandteile ent-

halten, mit der Haltungsform der Legehennen 

 

Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 

Drucksache 112/16 

 

Fassen der Entschließung. 

 

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



6. Entschließung des Bundesrates zu dem geplanten Rahmenübereinkommen zwischen der Europäi-

schen Union und den Vereinigten Staaten von Amerika über den Schutz personenbezogener Da-

ten bei deren Übermittlung und Verarbeitung zum Zwecke der Strafverfolgung (sog. 

Umbrella Agreement) 

Antrag der Freien und Hansestadt Hamburg 

Drucksache 90/16 

Drucksache 90/1/16 

 

 

Entschließung nicht fassen gem. Ziffer 2 der Drs. 90/1/16.   
 

 

 

7. Entschließung des Bundesrates zur Einräumung eines Klagerechts für die Datenschutzaufsichtsbe-

hörden von Bund und Ländern zur Umsetzung der Safe-Harbor-Entscheidung des EuGH 

Antrag der Freien und Hansestadt Hamburg und Brandenburg 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 171/16 

 

(Überweisung in die Ausschüsse) 
 



8. Entschließung des Bundesrates zur Anpassung des Rechtsrahmens an das Zeitalter der Digita-

lisierung im Telekommunikationsbereich - Rechtssicherheit bei Messengerdiensten, standortbe-

zogenen Diensten und anderen neuen Geschäftsmodellen 

Antrag des Landes Hessen 

Drucksache 88/16 

Drucksache 88/1/16 

 

 

Fassen der Entschließung nach Maßgabe gemäß Drs. 88/1/16 ohne Ziffer 4.  
 

 

9. a) Entschließung des Bundesrates - Faire Rahmenbedingungen für die heimische Stahlindust-

rie schaffen 

Antrag der Länder Niedersachsen, Saarland, Sachsen und 

Brandenburg 

Drucksache 132/16 

Drucksache 132/1/16 

Drucksache 132/2/16 

 

 

Fassen der Entschließung nach Maßgabe gemäß Drs. 132/2/16 ohne Ziffer 4, kein Fassen der 
Entschließung nach Maßgabe des Plenarantrages in Drs. 132/3/16.  
 

 

b) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Europäischen Rat, den Rat, den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, den Ausschuss der Regionen und die Europäi-

sche Investitionsbank: Die Stahlindustrie - Erhaltung von dauerhaften Arbeitsplätzen und 

nachhaltigem Wachstum in Europa 

COM(2016) 155 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 142/16 

Drucksache 142/1/16 

 

Stellungnahme gem. Drs. 142/1/16 ohne Ziffern 12, 14, 16.  

 

 

10. Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer 

Gesetze (6. SGB IV-Änderunggesetz – 6. SGB IV-ÄndG) 

 

Stellungnahme gem. Drs. 117/1/16. 
 

  



 

11. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes und 

des BVL-Gesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 118/16 

Drucksache 118/1/16 

 

Stellungnahme gem. Drs. 118/1/16.  

 

 

12. Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Investmentbesteuerung (Investmentsteuerreformgesetz - 

InvStRefG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 119/16 

Drucksache 119/1/16 

 

Stellungnahme gem. Drs. 119/1/16 ohne Ziffern 2, 8, 9, 11, 12, 15, 26.  

 

 

13. Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung arzneimittelrechtlicher und anderer Vorschrif-

ten 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 120/16 

Drucksache 120/1/16 

 

Stellungnahme gem. Drs. 120/1/16 ohne Ziffern 3, 7, 13.  

 

 

16. Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Bauvertragsrechts und zur Änderung der kaufrechtli-

chen Mängelhaftung 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 123/16 

Drucksache 123/1/16 

 

 

Stellungnahme gem. Drs. 123/1/16 ohne Ziffern 4, 16, 20, 22, 30, 36.  

 

  



 

19. Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und anderer Ge-

setze 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 126/16 

Drucksache 126/1/16 

 

Stellungnahme gem. Drs. 126/1/16.  

 

 

24. Bericht über die Auswirkungen der Einführung des Kontenabrufverfahrens nach § 6 Absatz 6 

des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) sowie über die gegebenenfalls notwendige Weiterent-

wicklung dieser Vorschrift 

Drucksache 102/16 

Drucksache 102/1/16 

 

Stellungnahme gem. Drs. 102/1/16 ohne Ziffer 3.  

 
 
25. a) Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Gewährleistung  

   der grenzüberschreitenden Portabilität von Online-Inhaltediensten im Binnenmarkt 

  COM(2015) 627 final; Ratsdok. 15302/15 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 612/15 

zu Drucksache 612/15 

Drucksache 167/16 

 

Stellungnahme gem. Drs. 167/16 ohne Ziffern 3, 4, 9, 16, 17, 21.  

 

 

b) Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über bestimmte ver-

tragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte 

COM(2015) 634 final; Ratsdok. 15251/15 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 613/15 

zu Drucksache 613/15 

Drucksache 168/16 

 

Stellungnahme gem. Drs. 168/16 ohne Ziffern 10 und 55.  

 

  



 

c) Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über bestimmte ver-

tragsrechtliche Aspekte des Online-Warenhandels und anderer Formen des Fernabsatzes von 

Waren 

COM(2015) 635 final; Ratsdok. 15252/15 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 614/15 

zu Drucksache 614/15 

Drucksache 169/16 

 

 

Stellungnahme gem. Drs. 169/16 ohne Ziffern 22, 25, 29, 37.  

 

 

26. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Genehmi-

gung und die Marktüberwachung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie 

von Systemen, Bauteilen und selbständigen technischen Einheiten für diese Fahrzeuge 

COM(2016) 31 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 49/16 

zu Drucksache 49/16 

Drucksache 49/1/16 

 

Stellungnahme gem. Drs. 49/1/16 ohne Ziffern 15 und 16. 
 

 

27.  Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Maßnahmen zur 

Gewährleistung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 

COM(2016) 52 final; Ratsdok. 6225/16 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  

und §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 81/16 

zu Drucksache 81/16 (neu) 

Drucksache 81/1/16 

 

Kenntnisnahme. Keine Zustimmung zur Stellungnahme gem. Drs. 81/1/16.  
 

  



 

28. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirt-

schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Eine EU-Strategie für die 

Wärme- und Kälteerzeugung 

COM(2016) 51 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 80/16 

Drucksache 80/1/16 

 

Stellungnahme gem. Drs. 80/1/16.  

 

 

29. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richt-

linie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1996 über die Ent-

sendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen 

COM(2016) 128 final; Ratsdok. 6987/16 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  

und §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 114/16 

zu Drucksache 114/16 

Drucksache 114/1/16 

 

Stellungnahme gem. Drs. 114/1/16.  

 

 

30. Fünfte Verordnung zur Änderung tierseuchenrechtlicher Verordnungen 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 103/16 

Drucksache 103/1/16 

 

Zustimmung nach Maßgabe gem. Drs. 103/1/16 ohne Ziffer 1, Fassen der Entschließung.  

 

 

 

40. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Freistaates Sachsen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 184/16 

 

(Überweisung in die Ausschüsse) 
 



41. Entschließung des Bundesrates zur Verbesserung der Transparenz bei Steueroasen und Brief-

kastenfirmen 

Antrag aller Länder  

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 186/16 

 

Beitritt. Fassen der Entschließung.  
 

 

42. Entschließung des Bundesrates zur Unterstützung von kleinen Akteuren und Bürgerenergie-

projekten bei Ausschreibungen hinsichtlich der Förderung von erneuerbaren Energien 

Antrag der Länder Bayern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt, 

Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 183/16 

 

 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung, Fassen der Entschließung. 

 

 

 



Umdruck 4/2016 („Grüne Liste“) 

 

 

Zu den Punkten 1 bis 3, 14, 15, 17, 18, 20 bis 23, 31 bis 39, 43 und 44 der Tagesordnung der 944. Sitzung 

des Bundesrates am Freitag, dem 22. April 2016, möge der Bundesrat gemäß den vorliegenden Empfeh-

lungen und Vorschlägen beschließen: 

I. 

Zu den Gesetzen einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zu stellen:  

1. Gesetz zur Umsetzung der prüfungsbezogenen Regelungen der Richtlinie 2014/56/EU sowie zur 

Ausführung der entsprechenden Vorgaben der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 im Hinblick auf 

die Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem Interesse (Abschlussprüfungsreform-

gesetz - AReG) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 150/16 

Ausschussbeteiligung - R - 

39. ... Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 177/16 

Ausschussbeteiligung - In - 



II. 

Den Gesetzen zuzustimmen:  

2. Gesetz zu dem Vertrag vom 28. April 2015 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 

Tschechischen Republik über die polizeiliche Zusammenarbeit und zur Änderung des Vertra-

ges  

vom 2. Februar 2000 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik 

über die Ergänzung des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen 

vom  

20. April 1959 und die Erleichterung seiner Anwendung 

gemäß Artikel 84 Absatz 1  

Satz 5 und 6 GG 

Drucksache 151/16 

Ausschussbeteiligung - In - 

3. Gesetz zu dem Vertrag vom 24. Oktober 2014 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 

dem Königreich der Niederlande über die Nutzung und Verwaltung des Küstenmeers zwi-

schen 3 und 12 Seemeilen 

gemäß Artikel 74 Absatz 2 i.V.m. Absatz 1 Nummer 25 GG 

Drucksache 152/16 

Ausschussbeteiligung - Vk - 

III. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu erheben:  

14. Entwurf eines Zweiten Gesetzes über eine finanzielle Hilfe für Dopingopfer der DDR (Zweites 

Dopingopfer-Hilfegesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 121/16 

Ausschussbeteiligung - In - Fz - 



18. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung soldatenbeteiligungs- und personalvertretungsrechtli-

cher Vorschriften 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 125/16 

Ausschussbeteiligung - V - In - 

20. Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 11. Januar 2016 zur Änderung des Abkommens 

vom 12. April 2012 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich der Nieder-

lande zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 127/16 

Ausschussbeteiligung - Fz - 

21. Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 29. Juni 2015 zwischen der Regierung der Bun-

desrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Kosovo über die justizielle Zusam-

menarbeit in Strafsachen 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 128/16 

Ausschussbeteiligung - R - 

22. Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 24. September 2014 zwischen der Regierung der 

Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Ruanda über den Luftverkehr 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 129/16 

Ausschussbeteiligung - Vk - 



23. Entwurf eines Gesetzes zu dem Wirtschaftspartnerschaftsabkommen vom 15. Oktober 2008 

zwischen den CARIFORUM-Staaten einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und ih-

ren Mitgliedstaaten andererseits 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 130/16 

Ausschussbeteiligung - Wi - EU - 

IV. 

Zu den Gesetzentwürfen die in den zitierten Empfehlungsdrucksachen wiedergegebenen Stellungnahmen abzugeben: 

15. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung einer Otto-von-Bis-

marck-Stiftung 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 122/16 

Drucksache 122/1/16 

Ausschussbeteiligung - K - 

17. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umweltstatistikgesetzes und des Hochbaustatistik-

gesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 124/16 

Drucksache 124/1/162 

Ausschussbeteiligung - U - Fz - In - 
- Wi - Wo - 

                                                           
2-Fz, In, Wi und Wo empfehlen, keine Einwendungen zu erheben. 



V. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen:  

31. Dreiundfünfzigste Verordnung zur Änderung der Futtermittelverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 109/16 

Ausschussbeteiligung - AV - 

32. Erste Verordnung zur Änderung der Tiersonderbeihilfenverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 110/16 

Ausschussbeteiligung - AV - Fz - 

33. Zweite Verordnung zur Durchführung des Finanzausgleichsgesetzes im Ausgleichsjahr 2011 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 94/16 

Ausschussbeteiligung - Fz - 

34. Zweite Verordnung zur Änderung der Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005) (IGV) 

vom 23. Mai 2005 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 106/16 

Ausschussbeteiligung - G - 

35. Zehnte Verordnung zur Änderung eisenbahnrechtlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 104/16 

Ausschussbeteiligung - Vk - In - 



VI. 

Der Vorlage nach Maßgabe der Empfehlungen zuzustimmen, die in der zitierten Empfehlungsdrucksache 

wiedergegeben sind: 

36. Verordnung zur Einführung einer Verordnung über Immobiliardarlehensvermittlung und zur 

Änderung weiterer Verordnungen 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 113/16 

Drucksache 113/1/163 

Ausschussbeteiligung - Wi - K - R - 

VII. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu beschließen:  

37. Vorschlag für die Berufung von Mitgliedern des Verwaltungsrates der Bundesagentur für Ar-

beit 

gemäß § 371 Absatz 5 i.V.m.  

§ 379 Absatz 2 Nummer 2 SGB III 

Drucksache 135/16 

Drucksache 135/1/16 

Ausschussbeteiligung - AIS – 

44. Benennung von zwei Mitgliedern und zwei stellvertretenden Mitgliedern des Kuratoriums der 

Stiftung "Erinnerung, Verantwortung und Zukunft" 

gemäß § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und Satz 3 EVZ-StiftG 

Drucksache 170/16 

Drucksache 170/1/16 

 

                                                           
3-K und R empfehlen Zustimmung ohne Änderungen. 



VIII. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache bezeichnet sind, von einer Äußerung und einem Beitritt abzusehen: 

38. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

Drucksache 140/16 

Ausschussbeteiligung - R - 

IX. 

Von der Vorlage Kenntnis zu nehmen:  

43. Nationales Reformprogramm 2016 

Geschäftsordnungsantrag der Freien Hansestadt Bremen 

Drucksache 174/16 

Ausschussbeteiligung - EU - 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Erläuterungen: 
 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der Mitwir-
kungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen 
beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der Re-
gel gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung 
durch den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder 
nicht zustimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen Vermitt-
lungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag beschlossenes 
nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung 
des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen". 
Weitere Erläuterungen siehe http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-
einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der Gesetz-
gebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, einen 
Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) beim 
Deutschen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der Ent-
schließung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrer Länder 
beschließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. Entschließungen 
sind rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die Län-
derinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-Kommis-
sion direkt übermitteln. 
Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html


 
f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministern, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung 
kann der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung versa-
gen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von Ver-
ordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese Vorschriften Kom-
petenzen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen Verwaltungsvor-
schrift mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder 
seinen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese 
geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der Drucksachennum-
merierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat die zugehörige 
Empfehlung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache 
ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese 
werden ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 fortfol-
gende in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 
123/3/14, … . 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, 
kann ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt 
dann in der Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 
Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der Bundes-
ratspräsident nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Minderheit fest. Weitere Hin-
weise zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter http://www.bundesrat.de/DE/bundes-
rat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
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Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundesrat.de/DE/do-
kumente/dokumente-node.html abrufbar.  
Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 944. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/944/download/944-erlaeuterungen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenar-
protokolle-node.html abrufbar. 
 

http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/944/download/944-erlaeuterungen.pdf
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html

